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ARBEITSGERICHT 

KOBLENZ 

IM NAMEN DES VOLKES 

1 URTEIL 

- Klägerin -

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre Zschommler pp., DGB 
Rechtsschutz GmbH, Büro Koblenz, Schloßstraße 
37, 56068 Koblenz 

gegen 

-Beklagter - 

hat die 7. Kammer des Arbeitsgerichts Koblenz auf die mündliche Verhandlung vom 
3. März 2021 durch den Richter am Arbeitsgericht ... als Vorsitzenden und die 
ehrenamtliche Richterin ... und den ehrenamtlichen Richter ... als Beisit­zer für 
Recht erkannt:

1. Der Beklagte wird verurteilt, 503,--EUR brutto nebst Zinsen in
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
seit 01.05.2020 an die Klägerin zu zahlen.
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. Die Klägerin beantragt, den Beklagten zu verurteilen, 

1. 503,-- EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über

dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.05.2020 an sie zu zahlen;

2. 985,39 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über

dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.06.2020 an sie zu zahlen.

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er verweist zunächst darauf, die Arbeitsagentur habe bis einschließlich Mai 2020 

für die Klägerin Kurzarbeit bewilligt. Die Klägerin habe in dem Telefonat am 17.04. 

auf seine Ankündigung, im Geschäft keine Plexiglasscheiben aufzustellen, hyste­

risch reagiert und unmittelbar darauf durch ihren Ehemann mitteilen lassen, sie sei 

erkrankt. Vor diesem Hintergrund sei sie seit dem 20.04. nicht im Geschäft erschie­

nen. Kurzarbeit Null habe im Übrigen nicht nur für sie, sondern auch für die andere 

Mitarbeiterin, Frau L., gegolten. Eine Vereinbarung über das Ende der Kurz-

. arbeit am 20.04. sei nicht getroffen worden. 

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung des Zeugen S. Wegen des 

Ergebnisses der Beweisaufnahme sowie der weiteren Einzelheiten des Sach- und 

Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakten verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

A. 

Die Klage ist zulässig und begründet. Die geltend gemachten Ansprüche stehen der 

Klägerin zu. 
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und glaubwürdig vorgetragen, und zwar nicht nur hinsichtlich des unmittelbaren Be­

weisthemas, sondern ebenso über den gesamten Verlauf der Gespräche und Dis­

kussionen am 17.04. Es steht für die Kammer daher außer Zweifel, dass der Be­

klagte die Klägerin zum Wiederantritt ihrer Arbeit ab dem 20.04. aufgefordert und 

dies mit keinerlei Einschränkungen, etwa in zeitlicher Hinsicht, verbunden hat. Da­

her ist davon auszugehen, dass die Klägerin, wäre sie nicht arbeitsunfähig erkrankt 

gewesen, ab dem 20.04. ihre Arbeitsleistung in vollem Umfang erbracht hätte. Da­

her steht ihr gemäß dem Entgeltausfallprinzip Entgeltfortzahlung in entsprechender 

Höhe zu. 

b) Bestätigt wird dies auch durch die von der Klägerin als Anlage K 7 zur Klageschrift 

eingereichte WhatsApp-Nachricht der Ehefrau des Beklagten vom Abend des 

17.04. mit dem Wortlaut "Hallo K., danke dass du am Montag kommst. Wir wer­den 

alles tun, damit du gesund bleibst." Diese Nachricht stammt von 19.26 Uhr, also ca. 

eine halbe Stunde nach dem Telefonat zwischen dem Ehemann der Klägerin und 

dem Beklagten. Der Beklagte ist mithin definitiv davon ausgegangen, dass die 

Klägerin absprachegemäß am 20.04. wieder zur Arbeit erscheint. 

c) Einer diesbezüglichen Vereinbarung bedurfte es dabei streng genommen nicht 

einmal, da sich der Beklagte in der Vereinbarung der Parteien über die Einführung 

von Kurzarbeit ausdrücklich vorbehalten hat, "die Kurzarbeit jederzeit durch einsei­

tige Erklärung vorzeitig beenden" zu können .. Dies hat er mit seiner Aufforderung 

gegenüber der Klägerin vom 17.04., ab dem 20.04. wieder zur Arbeit zu erscheinen, 

getan und damit eine entsprechende Arbeitsverpflichtung ausgelöst. Hieran muss 

er sich festhalten lassen. 

2. Damit ist der Klageanspruch dem Grunde nach gegeben. Die Anspruchshöhe hat 

die Klägerin schlüssig dargelegt. Einwendungen hiergegen sind weder ersichtlich 

noch vorgetragen. 

3. Daher war der Klage stattzugeben.
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